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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Verkehrsrechts und Verkehrshaftpflichtrechts 
- Drucksache 1265 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Verkehrsrechts und 
Verkehrshaftpflichtrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. De- 
zember 1952 (Bundesgesetzbh I S. 837) wird 
wie folgt geändert: 

1, In § 4 Abs. 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Dies gilt nicht für eine Fahrerlaubnis, 
die auf Grund der Anordnung nach § 6 
Abs. 1 von den Dienststellen der Deut- 
schen Bundesbahn, der Deutschen Bundes- 
post, des Bundesgrenzschutzes oder der 
Polizei zu dienstlichen Zwecken erteilt 
worden ist." 


2. a) In § 6 Abs, 1 Nr. 3 erhalten die Ein- 
gangsworte folgende Fassung: 

„die sonstigen zur Erhaltung der Ord- 
nung und Sicherheit auf den öffent- 
lichen Wegen oder Plätzen, zur Ver- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Verkehrsrechts und 
Verkehrshaftpflichtrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. Dezem- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Dies gilt nicht für eine Fahrerlaubnis, 
die auf Grund von Rechtsverordnungen 
oder allgemeinen Verwalt ungsvorsdiriften 
gemäß § 6 Abs. 1 von einer Dienststelle 
der Bundeswehr, der Deutschen Bundes- 
bahn, der Deutschen Bundespost, des 
Bundesgrenzschutzes oder der Polizei zu 
dienstlichen Zwecken erteilt worden ist." 

2. a) In § 6 Abs. 1 Nr. 3 erhalten die Ein- 

gangsworte folgende Fassurtg: 

„die sonstigen zur Erhaltung der Ord- 
nung und Sicherheit auf den öffent- 
lichen Wegen oder Plätzen, zur Ver- 
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Entwurf 

hütung einer über das verkehrsübliche 
Maß hinausgehenden Abnutzung des 
Straßenyfeör/jen oder zur Verhütung 
von Belästigungen erforderlichen Maß- 
nahmen über den Straßenverkehr, ins- 
besondere“. 

b) In § 6 werden an Absatz 1 Nr. 3 
Buchstabe d die Worte „und über Be- 
schränkungen des Verkehrs an Sonn- 
und Feiertagen“ angefügt. 


c) In § 6 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte 
„eines Lastkraftwagens oder Kraft- 
omnibusses“ durch die Worte „eines 
Lastkraftwagens, einer Zugmaschine 
oder eines Kraftomnibusses“ ersetzt. 

d) In § 6 Abs, 1 wird hinter Nummer 4 
eingefügt: 

„4 a, die karteimäßige Erfassung von 
rechtskräftigen Entscheidungen 
der Strafgerichte, soweit sie we- 
gen einer in Zusammenhang mit 
der Teilnahme am Straßenver- 
kehr begangenen, mit Strafe be- 
drohten Handlung auf Strafe 
oder andere gerichtliche Maß- 
nahmen erkennen; die Kartei 
darf nur für Zwecke der Straf- 
verfolgung, für Maßnahmen auf 
Grund dieses Gesetzes oder der 
auf ihm beruhenden Rechtsvor- 
schriften und für die Vorberei- 
tung von Rechts- und allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften auf 
demGebiete des Straßenverkehrs 
ausgewertet werden; sie gilt als 
polizeiliche Liste im Sinne von 
§ 4 Abs, 3, § 5 Abs. 1 des Straf- 
tilgungsgesetzes;'' 

e) In § 6 Abs. 1 letzter Satz werden hin- 
ter dem Wort „Fahrzeugteilen“ die 
Worte „sowie Rechtsverordnungen 
über allgemeine Ausnahmen von den 
auf diesem Gesetz beruhenden Rechts- 
vorschriften“ eingefügt. 
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hütung einer über das verkehrsübliche 
Maß hinausgehenden Abnutzung der 
Straßen oder zur Verhütung von Be- 
lästigungen erforderlichen Maßnah- 
men über den Straßenverkehr, insbe- 
sondere“. 

b) unverändert 


bl) In § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe g wird 
hinter dem Wort „beeinträchtigen“ 
der Strichpunkt durch einen Beistrich 
ersetzt. Angefügt wird: 

„h) über die Beförderung gefährlicher 
Güter auf Straßen;“. 

c) unverändert 


d) entfällt 


e) unverändert 
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Entwurf 


3. § 8 Abs. 2 Sat 2 1 erhält folgende Fassung: 
„Ist der Verletzte oder die beschädigte 
Sache zurzeit des Unfalls durch einKraft- 
fahrzeug befördert worden, so haftet der 
Halter dieses Fahrzeugs nach § 7 nur dann, 
wenn es sich um entgeltliche Beförderung 
durch ein Fahrzeug handelt, mit dem ein 
nach den Vorschriften über die Beförde- 
rung von Personen zu Lande genehmi- 
gungspflichtiger Verkehr durch geführt 
wird,'" 


4. a) In § 12 Abs. 1 Nr. 1 tritt an die Stelle 
de5Kapitalbetrage5 von fünfundzwan- 
zigtausend Deutsche Mark der Kapital- 
betrag von fünfzigtausend Deutsche 
Mark, an die Stelle des Rentenbetra- 
ges von eintausendfünfhundert Deut- 
sche Mark der Rentenbetrag von drei- 
tausend Deutsche Mark. 
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ei) § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit auf Grund von Rechts- 
verordnungen oder allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften nach Absatz 1 
die Bundeswehr, die Deutsche Bundes- 
bahn, die Deutsche Bundespost, der 
Bundesgrenzschutz oder die Polizei 
Personen, die sie als Führer von 
Kraftfahrzeugen verwenden, die Fahr- 
erlaubnis versagt oder entzogen 
haben, finden die Vorschriften des 
§ 5 keine Anwendung.“ 

3. a) § 8 Abs. 2 wird gestrichen. 

b) Es wird folgender § 8 a eingefügt: 

„§ 8 a 

(1) Ist eine durch ein Kraftfahrzeug 
beförderte Person getötet oder ver- 
letzt worden, so haftet der Halter die- 
ses Fahrzeugs nach § 7 nur dann, wenn 
es sich um entgeltliche, geschäftsmäßige 
Personenbeförderung handelt. Ist eine 
durch ein Kraftfahrzeug beförderte 
Sache beschädigt worden, so haftet der 
Halter dieses Fahrzeugs nach § 7 nur, 
wenn eine durch das Kraftfahrzeug 
unter den Voraussetzungen des Sat- 
zes 1 beförderte Person die Sache an 
sich trägt oder mit sich führt. Die 
Geschäftsmäßigkeit einer Personen- 
beförderung im Sinne der Sätze 1 
und 2 wird nicht dadurch ausgeschlos- 
sen, daß die Beförderung von einer 
Körperschaft oder Anstalt des öffent- 
lichen Rechts betrieben wird. 

(2) Die Verpflichtung des Halters, 
wegen Tötung oder Verletzung beför- 
derter Personen Schadensersatz nach 
Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 7 zu leisten, darf weder ausgeschlos- 
sen noch beschränkt werden. Ent- 
gegenstehende Bestimmungen und Ver- 
einbarungen sind nichtig.“ 

4. a) In § 12 Abs. 1 Nr. 1 treten an die 

Stelle der Worte „nur bis zu einem 
Kapitalbetrag von fünfundzwanzig- 
tausend Deutsche Mark oder bis zu 
einem Rentenbetrag von jährlich ein- 
tausendfünfhundert Deutsche Mark" 
die Worte „nur bis zu einem Kapital- 
betrag von fünfzigtausend Deutsche 
Mark oder bis zu einem Rentenbetrag 
von jährlich dreitausend Deutsche 
Mark". 
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Entwurf 

b) In § 12 Abs. 1 Nr. 2 tritt an die Stelle 
des Kapitalbetrages von fünfundsie- 
be/zzigtausend Deutsche Mark der 
Kapitalbetrag von einhundertfünfzig- 
tausend Deutsche Mark, an die Stelle 
des Rentenbetrages von viertausend- 
fünfhundert Deutsche Mark der Be- 
trag von neuntausend Deutsche Mark. 


c) In § 12 Abs. 1 Nr. 3 tritt an die Stelle 
des Betrages von fünftausend Deutsche 
Mark der Betrag von zehntausend 
Deutsche Mark. 


d) § 12 Abs. 3 wird aufgehoben. 

5. Die Überschrift des Abschnitts III erhält 
folgende Fassung: 

„III. Strafen und gebührenpflichtige Ver- 
warnungen". 

6. § 21 erhält folgende Fassung: 

4 21 

Wer den Anordnungen zuwiderhandelt, 
die über den Straßenverkehr zur Erhal- 
tung der Ordnung und Sicherheit auf den 
öffentlichen Wegen oder Plätzen, zurVer- 
hütung einer über das verkehrsübliche 
Maß hinausgehenden Abnutzung der 
Straße oder zur Verhütung von Belästi- 
gungen erlassen worden sind, wird mit 
Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Deut- 
sche Mark oder mit Haft bestraft." 

7. In § 22 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„zwei Deutsche Mark‘‘ durch die Worte 
„fünf Deutsche Mark" ersetzt. 

8. § 25 erhält folgende Fassung: 

4 25 

(1) Wer in rechtswidriger Absicht 

1. ein Kraftfahrzeug oder einen Kraftfahr- 
zeuganhänger, für die ein amtliches 
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b) In § 12 Abs. 1 Nr. 2 treten an die 
Stelle der Worte „nur bis zu einem 
Kapitalbetrag von insgesamt fünfund- 
slebzlgtausend Deutsche Mark oder 
bis zu einem Rentenbetrag von ins- 
gesamt viertausendfünfhundert Deut- 
sche Mark“ die Worte „nur bis zu 
einem Kapitalbetrag von insgesamt 
einhundertundfünfzlgtausend Deut- 
sche Mark oder bis zu einem Renten- 
betrag von insgesamt neuntausend 
Deutsche Mark“. 

c) In § 12 Abs. 1 Nr. 3 treten an die 
Stelle der Worte „nur bis zum Be- 
trag von fünftausend Deutsche Mark“ 
die Worte „nur bis zum Betrag von 
zehntausend Deutsche Mark“. 

ci) In § 12 Abs. 1 Nr, 2 erhält der zweite 
Halbsatz folgende Fassung: 

„diese Beschränkung gilt in den Fällen 
des § 8 a Abs. 1 Satz 1 nicht für den 
ersatzpflichtigen Halter des Kraft- 
fahrzeugs,“. 

d) unverändert 

5. unverändert 


6. § 21 erhält folgende Fassung: 

4 21 

Wer den Anordnungen zuwiderhan- 
delt, die über den Straßenverkehr zur Er- 
haltung der Ordnung und Sicherheit auf 
den öffentlichen Wegen oder Plätzen, zur 
Verhütung einer über das verkehrsübliche 
Maß hinausgehenden Abnutzung der 
Straßen oder zur Verhütung von Belästi- 
gungen erlassen worden sind, wird mit 
Geldstrafe bis zu einhundertundfünfzig 
Deutsche Mark oder mit Haft bestraft.“ 

7. In § 22 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„zwei Deutsche Mark“ durch die Worte 
„eine bis fünf Deutsche Mark“ ersetzt. 

8. unverändert 
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Entwurf 
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Kennzeichen nicht ausgegeben oder zu- 
gelassen worden ist, mit einem Zeichen 
versieht, das geeignet ist, den Anschein 
amtlicher Kennzeichnung hervorzu- 
rufen, 

2. ein Kraftfahrzeug oder einen Kraft- 
fahrzeuganhänger mit einer anderen als 
der amtlich für das Fahrzeug ausgege- 
benen oder zugelassenen Kennzeich- 
nung versieht, 

3. das an einem Kraftfahrzeug oder 
einem Kraftfahrzeuganhänger ange- 
brachte amtliche Kennzeichen verän- 
dert, beseitigt, verdeckt oder sonst in 
seiner Erkennbarkeit beeinträchtigt, 

wird, sofern nicht nach den Vorschriften 
des Strafgesetzbuchs eine höhere Strafe 
verwirkt ist, mit Geldstrafe oder mit Ge- 
fängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

(2) Die gleiche Strafe trifft Personen, 
welche auf öffentlichen Wegen oder Plät- 
zen von einem Kraftfahrzeug oder einem 
Kraftfahrzeuganhänger Gebrauch machen, 
von denen sie wissen, daß die Kennzeich- 
nung in der in Absatz 1 unter Nummern 1 
bis 3 bezeichneten Art gefälscht, verfälscht 
oder unterdrückt worden ist.“ 

9. a) In § 27 Abs. 1 Satz 1 werden hinter 
dem Wort „Ausnahme“ die Worte 
„des § 1 Abs. 2 und“ eingefügt. 

b) In § 27 wird an Absatz 3 folgender 
Satz angefügt: „§ 6 Abs. 1 letzter Satz 
gilt entsprechend.“ 

Artikel 2 

§ 4 des Gesetzes über die Haftpflicht der 
Eisenbahnen und Straßenbahnen für Sach- 
schaden vom 29. April 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 691) wird dahin geändert, daß in den Ab- 
sätzen 1 und 2 jeweils an die Stelle des Be- 
trages von fünfzehntausend Deutsche Mark 
der Betrag von fünfundzwanzigtausend Deut- 
sche Mark tritt. 


Artikel 3 

§ 2 des Gesetzes zur Durchführung des 
Ersten Abkommens zur Vereinheitlichung des 
Luftprivatrechts vom 15. Dezember 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 1079) wird wie folgt ge- 
ändert: 


9. unverändert 


Artikel 2 

§ 4 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die 
Haftpflicht der Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen für Sachschaden vom 29. April 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 691) werden dahin- 
gehend geändert, daß jeweils an die Stelle 
der Worte „fünfzehntausend Deutsche Mark“ 
die Worte „fünfzehntausend Deutsche 
Mark“ die Worte „fünfundzwanzigtausend 
Deutsche Mark“ treten. 

Artikel 3 
unverändert 
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Entwurf Beschlüssedesl 6. Ausschusses 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister der Justiz 
wird ermächtigt, durch eine Rechtsverord- 
nung, die der Zustimmung des Bundesrates 
nicht bedarf, den Umrechnungssatz für 
französische Franken entsprechend dem 
amtlich festgestellten Goldpreis in Deut- 
sche Mark vorzuschreiben. ‘‘ 


Artikel4 Artikel4 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der unverändert 

Bekanntmachung vom 21. August 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 653), des Gesetzes vom 
27. September 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1246) 
und des Gesetzes vom 26. Januar 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 69) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 19 

a) werden in Absatz 1 Satz 2 die Worte 
„und der Luftausbildungsunternehmen“ 
gestrichen, 

b) wird in Absatz 1 Satz 2 die Bezeich- 
nung 29 m“ ersetzt durch die Be- 
zeichnung „§ 291“, 

c) wird in Absatz 1 folgender Satz ange- 
fügt: 

„Wer Personen zu Luftfahrern ausbil- 
det, haftet diesen Personen gegenüber 
nur nach den allgemeinen gesetzlichen 
Vorschriften.“ 

2. § 23 erhält in den Absätzen 1 und 2 fol- 
gende Fassung: 

„(1) Der Ersatzpflichtige haftet für jeden 

Unfall 

a) bei Luftfahrzeugen unter eintausend 
Kilogramm Fluggewicht bis zu einhun- 
derttausend Deutsche Mark, 

b) bei Luftfahrzeugen mit einem Flugge- 
wicht von mehr als eintausend und we- 
niger als zweitausendfünfhundert Kilo- 
gramm bis zu einhundertfünfundsieb- 
zigtausend Deutsche Mark, 

c) bei größeren Luftfahrzeugen bis zu 
siebzig Deutsche Mark für jedes Kilo- 
gramm des Fluggewichts, jedoch höch- 
stens bis zu fünfhundertfünfzigtausend 
Deutsche Mark. 
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Entwurf 
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Fluggewicht ist das bei der Zulassung des 
Luftfahrzeugs festgesetzte höchstzulässige 
Fluggewicht. 

(2) Ein Drittel der nach Absatz 1 errech- 
neten Summe dient für den Ersatz von 
Sachschäden, zwei Drittel dienen für den 
Ersatz von Personenschäden. Beträge, die 
danach für den Ersatz von Sachschäden 
vorgesehen, aber nicht in Anspruch ge- 
nommen worden sind, können für Per- 
sonenschäden in Anspruch genommen wer- 
den. Die Höchstsumme des Schadensersat- 
zes für jede verletzte Person beträgt fünf- 
undfünfzigtausend Deutsche Mark.“ 

3. § 29c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„zwanzigtausend Deutsche Mark“ er- 
setzt durch die Worte „fünfunddreißlg- 
tausend Deutsche Mark“, 

b) in Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„vierzig Deutsche Mark“ ersetzt durch 
die Worte „siebzig Deutsche Mark“, 

c) in Absatz 3 werden die Worte „acht- 
hundert Deutsche Mark“ ersetzt durch 
die Worte „eintausendvierhundert 
Deutsche Mark“. 

4. In § 29 g Satz 2 werden die Worte „zwan- 
zigtausend Deutsche Mark“ ersetzt durch 
die Worte „fünfunddrelßlgtausend Deut- 
sche Mark“. 

5. § 29 m und die zu seiner Durchführung er- 
lassenen Vorschriften werden aufgehoben. 


Artikels Artikels 

In § 2 des Gesetzes über die Errichtung entfällt 

eines Kraftfahrt-Bundesamtes vom 4. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 488) wird hinter 
der Nummer 4 eingefügt: 

die Führung der in § 6 Abs. 1 Nr. 4 a 
des Straßenverkehrsgesetzes vorgesehe- 
nen Karteiß' 


Artikel 6 


Artikel 6 


Die In Artikel 1 Nr. 4 und den Artikeln 2 unverändert 

und 4 bestimmten Beträge gelten vorbehalt- 
lich des Artikels 7 nur, wenn das schädigende 
Ereignis nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eingetreten ist. 


8 



Entwurf 
Artikel 7 

(1) Ist nach den Vorschriften des Straßen- 
verkehrsgesetzes wegen der Tötung oderVer- 
letzung eines Menschen Schadensersatz zu lei- 
sten, so kann der Ersatzberechtigte, soweit es 
nach seinen Verhältnissen aus Billigkeitsgrün- 
den erforderlich erscheint und dem Ersatz- 
pflichtigen zugemutet werden kann, Schadens- 
ersatz bis zur Höhe der In Artikel 1 Nr. 4 
bestimmten Beträge auch dann verlangen, 
wenn das schädigende Ereignis vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes eingetreten ist. So- 
weit der Schadensersatz durch Entrichtung 
einer Geldrente zu leisten ist, gilt dies nur 
für diejenigen Rentenbeträge, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig werden. 

(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn 
der Ersatzpflichtige und der Ersatzberechtigte 
sich vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes da- 
hin geeinigt haben, daß der Ersatz durch Ent- 
richtung einer Geldrente zu leisten ist; dies 
gilt nicht, wenn und soweit die bisherigen 
Haftungshöchstbeträge für die Bestimmung 
der Höhe der Rentenbeträge nicht maßge- 
bend waren oder wenn sich aus den Verein- 
barungen der Beteiligten etwas anderes ergibt. 

(3) Absatz 1 gilt nicht, 

1. wenn vor dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes dem Ersatzberechtigten durch rechts- 
kräftiges Urteil statt einer Geldrente ein 
Kapitalbetrag auf Grund der bisher gelten- 
den Vorschriften zuerkannt worden Ist, 
oder 

2. wenn der Ersatzpflichtige und der Ersatz- 
berechtigte sich vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes dahin geeinigt haben, daß als 
Schadensersatz für die Zukunft ein Kapital- 
betrag zu entrichten ist, 

oder 

3. wenn und soweit die Ersatzansprüche auf 
einen anderen übergegangen sind. 

(4) Ist durch rechtskräftiges Urteil auf Ent- 
richtung einer Geldrente erkannt oder ist eine 
Verpflichtung zur Zahlung einer Geldrente 
in einem gerichtlichen Vergleich oder in einer 
vollstreckbaren Urkunde (§ 794 Nr. 1 und 
5 der Zivilprozeßordnung) übernommen, so 
kann der Ersatzberechtigte im Wege der 
Klage eine den vorstehenden Vorschriften 
entsprechende Abänderung verlangen; die 
Vorschriften des § 323 Abs. 2 und 3 der 
Zivilprozeßordnung sind entsprechend anzu- 
wenden. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
Artikel 7 

(1) Ist nach den Vorschriften des Straßen- 
verkehrsgesetzes wegen der Tötung oder Ver- 
letzung eines Menschen Schadensersatz zu lei- 
sten, so kann der Ersatzberechtigte, soweit es 
nach seinen Verhältnissen aus Billigkeitsgrün- 
den erforderlich ist und dem Ersatzpflich- 
tigen zugemutet werden kann, Schadenser- 
satz bis zur Höhe der In Artikel 1 Nr. 4 
bestimmten Beträge auch dann verlangen, 
wenn das schädigende Ereignis vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes eingetreten ist. So- 
weit der Schadensersatz durch Entrichtung 
einer Geldrente zu leisten ist, gilt dies nur 
für diejenigen Rentenbeträge, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 

(5) Der sich aus Absatz 1 ergebende An- 
spruch verjährt in zwei Jahren von dem Zeit- 
punkt an, in welchem der Ersatzberechtigte 
Kenntnis von den Umständen erlangt, aus 
denen sich der Anspruch ergibt, jedoch frühe- 
stens vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an. 
Er verjährt ohne Rücksicht auf die Bestim- 
mung des Satzes 1 in zehn Jahren von dem 
Unfall an. Im übrigen gelten für die Verjäh- 
rung die Vorschriften des § 14 Abs. 2, 3 des 
Straßenverkehrsgesetzes entsprechend. 

(6) Der In Absatz 1 bestimmte Anspruch 
kann insoweit nicht geltend gemacht werden, 
als auf dem Straßenverkehrsgesetz beruhende 
Schadensersatzansprüdie gemäß den 14, 15 
des Straßenverkehrsgesetzes nidit geltend ge- 
macht werden können. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(5) Der sich auch Absatz 1 ergebende An- 
spruch verjährt in zwei Jahren von dem Zeit- 
punkt an, in welchem der Ersatzberechtigte 
Kenntnis von den Umständen erlangt, aus 
denen sich der Anspruch ergibt, jedoch frü- 
hestens vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an. 
Im übrigen gelten für die Verjährung die 
Vorschriften des § 14 Abs. 2, 3 des Straßen- 
verkehrsgesetzes entsprechend. 


(6) u n V e r ä n d e rt 


Artikel 7 a 

1. Artikel I des Gesetzes über die Einfüh- 
rung der Pflichtversicherung für Kraft- 
fahrzeughalter und zur Änderung des Ge- 
setzes über den Verkehr mit Kraftfahr- 
zeugen sowie des Gesetzes über den Ver- 
sicherungsvertrag vom 7. November 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2223) wird wie 
folgt geändert: 

a) § 2 erhält folgende Fassung: 

4 2 

(1) § 1 gilt nicht für 

a) die Bundesrepublik Deutschland, 

b) die Länder, 

c) die Gemeinden mit mehr als ein- 
hunderttausend Einwohnern, 

d) die Gemeindeverbände sowie 
Zweckverbände, denen ausschließ- 
lich Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts angehören. 

(2) Die nach Absatz 1 von der Ver- 
sicherungspflicht befreiten Fahrzeug- 
halter haben, sofern nicht auf Grund 
einer von ihnen zugunsten des be- 
rechtigten Fahrers abgeschlossenen 
und den Vorschriften dieses Gesetzes 
entsprechenden Versicherung Haft- 
pflichtversicherungsschutz gewährt 
wird, bei Inanspruchnahme des Fah- 
rers aus Schäden der in § 1 bezeich- 
neten Art in gleicher Weise und in 
gleichem Umfange einzutreten, wie 
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Entwurf 


Artikel 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes^ 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen 
werden, gelten im Lande Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

ein Versicherer bei Bestehen einer 
nach diesem Gesetz ausreichenden 
Haftpflichtversicherung. Die Vor- 
schriften des Sechsten Titels des Zwei- 
ten Abschnitts des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag sowie die von 
der Aufsichtsbehörde genehmigten 
Allgemeinen Versicherungsbedingun- 
gen für die Kraftfahrversicherung 
sind sinngemäß anzuwenden. Erfüllt 
der Fahrzeughalter nach Satz 1 Scha- 
densersatzverpflichtungen des Fahrers, 
so gilt § 158 f des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag entsprechend, 
wenn bei ausreichender Versicherung 
der Versicherer gegenüber dem Fah- 
rer leistungsfrei gewesen wäre; im 
übrigen ist der Rückgriff des Halters 
gegenüber dem berechtigten Fahrer 
ausgeschlossen.“ 

b) § 4 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Im Falle des § 2 Abs. 2 wird 
die dort bezeichnete Verpflichtung 
durch den Betrag der amtlich festge- 
setzten Mindestversicherungssummen 
begrenzt.“ 

2. § 1 Nr. 1 bis 3 und § 2 der Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des 
Gesetzes über die Einführung der Pflicht- 
versicherung für Kraftfahrzeughalter und 
zur Änderung des Gesetzes über den Ver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen sowie des Ge- 
setzes über den Versicherungsvertrag vom 
6. April 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 617) 
werden aufgehoben. 

Artikel 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
Im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

Artikel 9 
unverändert 
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